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Fünf neue Lehrerstellen ausgeschrieben / GEW warnt vor Griff in die Kasse für Vertretungsunterricht

VON BERNHARD HÄNEL

¥ Bielefeld. Die steigende Zahl
an Flüchtlingen wirkt sich auch
auf die Schulen in OWL aus.
Aktuell werden in 83 Klassen
Kinder von Asylbewerbern
unterrichtet. Im Vergleich zum
Vorjahr ist dies nahezu eine
Verdoppelung. Um den Un-
terricht gewährleisten zu kön-
nen, hat die Bezirksregierung
in Detmold fünf zusätzliche
Lehrerstellen ausgeschrieben.

„Wir haben gut gehaushal-
tet“, sagt der Integrationsbe-
auftragte bei der Bezirksregie-
rung, Frank Spannuth. Zudem
würden freie Stellenanteile aus
dem Schulbudget genutzt, um
ganze Stellen einzurichten und
so gutes Personal für den Un-
terricht in den sogenannten
Auffangklassen zu gewinnen.
Umworben seien besonders Pä-
dagogen mit der Lehrbefähi-
gung für Deutsch als Zweit-
sprache.

Sobald neu angekommenen
Flüchtlingen ein Wohnort zu-
gewiesen worden ist, besteht für
die Kinder Schulpflicht. Jungen
und Mädchen im Grundschul-
alter werden meist in Regel-

klassen unterrichtet; für ältere
Schüler werden jahrgangsüber-
greifende Klassen eingerichtet.

„Unterrichtsschwerpunkt ist
selbstverständlich Deutsch“,
sagt Mary Schilling, Leiterin der
Hauptschule in Bad Salzuflen
(Kreis Lippe). Je nach Lern-
fortschritt kämen dann Mathe-
matik und weitere Fächer hin-
zu. Häufig würden Sport oder
Kunst gemeinsam mit den
„Normalklassen“ unterrichtet.
„Wir wollen die Schüler so
schnell wie möglich in den nor-
malen Schulalltag integrieren“,
sagt die Pädagogin.

Bis zu 18 Schüler werden in
einer Auffangklasse unterrich-
tet. Ein schwieriges Unterfan-
gen, denn neben unterschied-
lichen Herkunftssprachen und
Schriftzeichen haben viele Kin-
der und Jugendliche auf Grund
von Bürgerkriegen länger keine
Schule mehr besucht. Viele sei-
en zudem traumatisiert. So be-
richtet eine Lehrerin von ei-
nem Kind, das zusehen musste,
wie seine Eltern ermordet wur-
den. „Wo immer es möglich ist,
werden solche Schüler in noch
kleineren Lehrgruppen unter-
richtet“, sagt Spannuth.

Um unbegleitet nach OWL

gekommene Jugendliche küm-
mert sich der Verein Wohnge-
meinschaft der Arbeiterwohl-
fahrt in Bielefeld. „Wir haben
Jugendliche, die von Bangla-
desch, Syrien oder von Afgha-
nistan bis nach Deutschland
zum Teil über ein, zwei Jahre
unterwegs waren und über-

haupt gar keine Kontakte zu ih-
ren Eltern haben“, sagt der Lei-
ter der Einrichtung, Siavash
Miandashti. Dank intensiver
Begleitung schafften die meis-
ten mindestens einen Haupt-
schulabschluss.

Das Düsseldorfer Schulmi-
nisterium beobachtet nach ei-

genen Angaben intensiv die
Entwicklung. „Zum jetzigen
Zeitpunkt kommen wir mit den
Lehrerstellen für Integration
aus. Bei Bedarf kann auch auf
Stellen aus dem Titel gegen Un-
terrichtsausfall und für indivi-
duelle Förderung zurückgegrif-
fen werden“, sagt ein Sprecher

des Ministeriums.
Die Gewerkschaft Erziehung

und Wissenschaft (GEW) wen-
de sich gegen „den Abzug von
Integrationsstunden in den Re-
gelschulen“, sagt die Bezirks-
vorsitzende der GEW, Sabine
Unger. Benötigt würden zu-
dem zusätzliche Mittel der
Kommunen für Lehrmaterial
sowie die Bereitstellung von So-
zialarbeitern und Psychologen.
„Aus meiner Sicht geht es hier
um Integration von Familien
und von Kinder und Jugendli-
chen, die in unserem Land auch
über ausreichende Bildungsan-
gebote später ein selbstbe-
stimmtes Leben führen können
müssen“, ergänzt Unger.

Die Kommunen erhalten
vom Land zusätzliche Mittel für
die Integration. Darüber freut
sich auch Herfords Bürger-
meister Tim Kähler. Doch er hat
einen weiteren Wunsch. „Die
Herausforderungen an Kom-
munen und Schulen sind der-
art groß geworden, dass Schul-
ministerin Löhrmann über ei-
ne zeitliche Streckung der In-
klusion nachdenken sollte“,
meint der SPD-Politiker. Der
Druck sei einfach zu groß ge-
worden.
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¥ Beverungen/Lauenförde.
Die Weserbrücke zwischen Be-
verungen und Lauenförde
(Kreis Höxter) muss komplett
neu gebaut werden. Eine drin-
gend benötigte Sanierung sei
laut eines Gutachtens nicht
möglich. Seit März wird die
Brücke nur einspurig befahren.
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¥ Paderborn. Die Junge Union
im Kreis Paderborn macht sich
dafür stark, dass die deutsche
Nationalhymne in Grundschu-
len zum Lehrstoff gehören soll.
Die Nachwuchspolitiker haben
bereits ein entsprechendes
Schreiben an das NRW-Schul-
ministerium geschickt.
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Islamische Verbände sehen Polizeiversion skeptisch
¥ Bielefeld (buck/gär). Zur
Aufklärung von zwei Moschee-
bränden am 11. und 19. Au-
gust in Bielefeld hat die Polizei
weitere Details bekanntgege-
ben. Bei dem geständigen Täter
handele es sich um einen 32 Jah-
re alten Deutschen, der ver-
mutlich drogenabhängig sei und
zahlreiche Vorstrafen wegen
Wohnungseinbruchsdiebstahl
habe, sagte Andreas Maringer,
Leiter der zuständigen Ermitt-
lungskom-
mission.

In einem
Geständnis
habe der Täter
angegeben, aus
Wut und Frust in den beiden
Moscheen Feuer gelegt zu ha-
ben, weil er bei den Einbrü-
chen dort in den Gebetsräu-
men nicht die erhoffte Geld-
beute gemacht habe.

DNA-Spuren hätten den
Mann überführt, sagte Ma-
ringer. Der Beschuldigte, der seit
2008 in Bielefeld lebt und aus
schwierigen sozialen Verhält-
nissen stammt, sei bislang nicht
durch politische Straftaten in
Erscheinung getreten. Es gebe
auch „keine Hinweise“, dass er
zu einer extremistischen Szene
gehöre. Der Mann sitze seit dem
15. September in Untersu-
chungshaft, weil er auf frischer
Tat bei einem erneuten Ein-

bruchsdiebstahl ertappt wor-
den sei. Für einen weiteren
Brandanschlag vom 11. Okto-
ber 2014 auf eine Moschee in
Salzuflen-Schötmar komme er
daher nicht in Frage, sagte Ma-
ringer. Zu diesem Fall wollte die
Polizei keine Angaben machen.

Thorsten Klute, NRW-
Staatssekretär für Integration,
zeigte sich erfreut, dass die Bie-
lefelder Moscheebrände aufge-
klärt und „der Täter gefasst“ ist.

Er hoffe, dass
dies auch in den
muslimischen
Gemeinden
„für Erleichte-
rung sorgen“

werde. Für Sorgen und Ängste
der Muslime habe er „großes
Verständnis“, sagte Klute.

Aiman Mazyek, Vorsitzen-
der des Zentralrats der Musli-
me, sagte, es sei „fahrlässig“, der
Version der Polizei vorschnell
Glauben zu schenken. Es spre-
che sehr viel dafür, dass hier je-
mand aus einem „antimusli-
mischen Ressentiment“ heraus
gehandelt habe. Auch für das
Bündnis islamischer Gemein-
den (BIG) sind die Ergebnisse
der Polizei „nicht schlüssig“.
„Wer garantiert, dass die Aus-
sage Diebstahl keine Schutzbe-
hauptung ist? Verdeckt Dieb-
stahl wohlmöglich andere Mo-
tive?“, fragt das BIG.

»Ergebnisse sind
nicht schlüssig«
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¥ Höxter (nw). Der nieder-
sächsische Landtag rückt offen-
bar von seiner harten Ableh-
nung einer Salzpipeline an die
Nordsee ab. Ein Antrag der FDP,
die eine solche Leitung für die
Salzabwässer des Kalibergbaus
ausdrücklich ausschloss, fand
bei CDU, SPD und Grünen kei-
ne Mehrheit. Die drei Parteien
stimmten aber einhellig gegen
den vom Bundesland Hessen
favorisierten Bau einer Pipeline
an die Oberweser nach Bad
Karlshafen. Der Salzhersteller
K+S, bei dessen Produktion die
Lauge anfällt, solle stattdessen
vor Ort eine technisch sichere
Entsorgung sicherstellen.

Nordrhein-Westfalen wirbt
schon länger für eine Leitung an
die Nordsee, um die hohe Salz-
belastung von Werra und We-
ser zu reduzieren. Bei der Um-
weltministerkonferenz, die
ebenfalls über die Salzproble-
matik debattierte, gab es keine
Einigung.

# ���� �����
 	��� ��	��

�(��	 )�������
¥ Paderborn (JS). Eine 49-Jäh-
rige aus Detmold soll Anfang
Mai versucht haben, ihren da-
mals 9-jährigen Sohn zu töten.
Nun muss sie sich vor der Ju-
gendschutzkammer des Pader-
borner Landgerichts verant-
worten. Die Frau soll in den frü-
hen Morgenstunden auf der
Autobahn 44 gezielt mit ihrem
Wagen gegen einen Aufprall-
schutz gefahren sein. Danach
soll sie ihrem Kind mit einem
Messer eine fast vier Zentime-
ter tiefe Stichwunde am Hals
zugefügt haben. Anklagevertre-
ter Fabian Klein hat die Frau,
die zu den Vorwürfen schweigt,
zwar unter anderem wegen ver-
suchten Totschlags angeklagt,
hält es aber für möglich, dass
sie wegen einer organisch be-
dingten Persönlichkeitsstörung
schuldunfähig ist. Verteidiger
DetlefStoffelsgehthingegenvon
einem Unfallgeschehen aus. Der
Prozess wird am Donnerstag
fortgesetzt.
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Mut zur Freiheit.
Mut zur Zukunft. 9.

NOVEMBER 2014Einladung zum großenBürgerfest in Berlin amBrandenburger Tor
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Hunderttausende friedlicher Demonstranten haben 1989 die Diktatur
in der DDR überwunden. Sie haben die Mauer zu Fall gebracht und den
Weg zur Deutschen Einheit freigemacht. Ihr Mut zur Freiheit war auch
Mut zur Zukunft.Was die Bundesregierung heute tut, damit die Menschen
in Deutschland eine gute Zukunft in Frieden und Freiheit haben, das
lesen Sie auf www.bundesregierung.de
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